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Der Arbeitsmarkt in
Deutschland:
Grundlinien im inter-
nationalen Vergleich

Nach einer mehrj�hrigen Schw�che-

phase hat der wirtschaftliche Auf-

schwung in Deutschland nun auch den

Arbeitsmarkt erfasst. Die Arbeitsnach-

frage der Unternehmen nimmt zu, die

sozialversicherungspflichtige Besch�f-

tigung steigt, und die Arbeitslosigkeit

geht zur�ck. Trotzdem stellt die Ar-

beitsmarktlage weiterhin die gr�ßte

wirtschaftspolitische Herausforderung

dar. Vor diesem Hintergrund ist zu fra-

gen, ob ausl�ndische Erfahrungen hel-

fen k�nnen, einen Weg zu mehr Be-

sch�ftigung zu weisen.

Der vorliegende Beitrag zeichnet einige

Entwicklungslinien in den L�ndern des

Euro-Gebiets sowie in Großbritannien

und den USA nach. Es zeigt sich, dass

die deutsche Position in den vergange-

nen zehn Jahren weniger absolut als

vielmehr relativ schlechter geworden

ist, dies aber deutlich. W�hrend einige

europ�ische Partnerl�nder bemerkens-

werte Fortschritte am Arbeitsmarkt ver-

zeichnen konnten, blieben diese in

Deutschland lange Zeit aus. Dabei hat

auch eine Rolle gespielt, dass die wirt-

schaftliche Dynamik in Deutschland im

betrachteten Zeitraum insgesamt eher

schwach war. In diesem Zusammen-

hang ist allerdings zu beachten, dass

von einem hinreichend flexiblen Ar-

beitsmarkt selbst positive Impulse auf

die wirtschaftliche Dynamik ausge-

hen, w�hrend Starrheiten �konomi-

sche Schw�chephasen verl�ngern.
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Vergleich der Arbeitsmarktperformance

Die Leistungsf�higkeit des Arbeitsmarktes

einer Volkswirtschaft l�sst sich vor allem da-

ran messen, inwieweit es gelingt, den Er-

werbsw�nschen der Bev�lkerung ein nach

Art und Umfang hinreichendes Angebot an

wettbewerbsf�higen Arbeitspl�tzen zur Ver-

f�gung zu stellen. Im Rahmen eines interna-

tionalen Vergleichs bieten die Arbeitslosen-

quote sowie der Besch�ftigungsgrad hierf�r

erste wichtige Hinweise.1) Ein g�nstiges Ver-

laufsbild (mehr Besch�ftigte, weniger Arbeits-

lose) zeigt sich in dem hier betrachteten Zeit-

raum von 1995 bis 2005 besonders ein-

drucksvoll f�r Finnland, Irland und Spanien, in

eingeschr�nktem Maß aber auch f�r einige

andere L�nder und f�r das Euro-Gebiet insge-

samt (siehe Schaubild auf S. 35). Eine deutlich

verbesserte Besch�ftigungslage, aber auch

eine gewisse Zunahme der Arbeitslosigkeit

bei steigendem Arbeitsangebot charakterisie-

ren dagegen die Entwicklung in Luxemburg,

Portugal und Griechenland. Die USA und

�sterreich bilden Ausnahmen von diesen bei-

den Mustern. In den USA ging die Verringe-

rung der Arbeitslosigkeit mit einer leicht ab-

nehmenden Besch�ftigungsquote einher, in

�sterreich stieg die Arbeitslosenquote bei

einer gleichzeitig praktisch unver�nderten Be-

sch�ftigungsquote. F�r beide L�nder ist aller-

dings in den Jahren 1995 und 2005 eine

sehr �hnliche, �berdurchschnittlich vorteil-

hafte Arbeitsmarktkonstellation festzustellen,

wobei die USA noch g�nstiger als �sterreich

abschneiden.

In Deutschland haben sich, gemessen an den

beiden Kriterien, in dem betrachteten Zeit-

raum nur relativ geringe Ver�nderungen er-

geben. Sowohl die Besch�ftigung als auch

die Arbeitslosigkeit nahmen moderat zu.2)

Wegen der deutlichen Verbesserung der Ar-

beitsmarktlage in einer Reihe von Partnerl�n-

dern des Euro-Gebiets hat sich die relative Po-

sition Deutschlands allerdings erheblich ver-

schlechtert. W�hrend die deutsche Arbeitslo-

senquote 1995 noch 2 1�2 Prozentpunkte un-

ter dem Durchschnitt der L�nder des Euro-

Raums gelegen hatte, �bertraf sie den Mittel-

wert 2005 um einen Prozentpunkt. Gemes-

sen an der Besch�ftigtenquote lag Deutsch-

land 1995 noch 6 1�2 Prozentpunkte �ber dem

Durchschnitt des Euro-Raums, 2005 waren es

aber nur noch zwei Prozentpunkte. Auch

gegen�ber Großbritannien hat sich die deut-

sche Arbeitsmarktsituation verschlechtert.

Da sich die Arbeitsmarktlage vor allem in den

L�ndern des Euro-Raums verbesserte, in de-

nen sie Mitte der neunziger Jahre besonders

ung�nstig gewesen war, verringerte sich die

Bandbreite der l�nderspezifischen Arbeitslo-

senquoten im Euro-Raum merklich von 3%

bis 18 1�2 % im Jahr 1995 auf 4 1�2 % bis 10%

im Jahr 2005. Auch bei den Besch�ftigungs-

quoten gab es bei einem allgemeinen Anstieg

zugleich eine Bewegung aufeinander zu; die

Spannweite zwischen den L�ndern mit der

h�chsten und der geringsten Arbeitsplatzaus-

stattung verringerte sich von 22 auf 15 1�2 Pro-

1 Zu den Datenquellen siehe die Erl�uterungen auf
S. 36f.
2 Die mit den Daten der Arbeitskr�fteerhebung berech-
nete Arbeitslosenquote ist in dem Zehnjahresabschnitt
zwar um drei Prozentpunkte gestiegen. Dies h�ngt aber
auch mit dem statistischen Bruch von 2004 auf 2005 zu-
sammen. Die bereinigte, harmonisierte Quote hat in dem
betrachteten Zeitraum „lediglich“ um knapp 11�2 Prozent-
punkte zugenommen.

Deutschland
mit verschlech-
terter Position

Konvergenz der
Arbeitsmarkt-
lagen im Euro-
Gebiet
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zentpunkte. Hinter dieser starken Anglei-

chung der Arbeitsmarktlagen stand eine deut-

liche Divergenz des Besch�ftigungswachs-

tums. W�hrend in Irland die Besch�ftigung

im betrachteten Zeitraum den Angaben der

Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen zu-

folge insgesamt um nicht weniger als 55%

zunahm – das sind rund 4 1�2 % pro Jahr –,

waren es in Deutschland lediglich 11�2 % (oder
1�4 % pro Jahr). Im Euro-Raum insgesamt legte

die Besch�ftigung mit 11�4 % j�hrlich ebenso

schnell zu wie in den USA. Vor allem in der

Zeit seit dem konjunkturellen Tiefpunkt im

Fr�hjahr 2003 wurde die Besch�ftigungsent-

wicklung im Euro-Raum dadurch gest�tzt,

dass die Arbeitskosten nur moderat stiegen

(siehe Erl�uterungen auf S. 40 f.). Allerdings

war die europ�ische Ausgangslage mit einer

durchschnittlichen Arbeitslosenquote von

10 1�2 % und einer Besch�ftigtenquote von

58% im Jahr 1995 deutlich schlechter als in

den USA (5 1�2 % und 72 1�2 %). Die entspre-

chenden Abst�nde haben sich bis zum Jahr

2005 zwar verringert, blieben aber immer

noch betr�chtlich (Arbeitslosenquote 8 1�2 %

gegen�ber 5%, Besch�ftigtenquote 63 1�2 %

verglichen mit 711�2 %).

Eine auf die Zahl der Erwerbst�tigen be-

schr�nkte Analyse ist aber nur begrenzt aus-

sagef�hig. So ist etwa die relativ g�nstige

Entwicklung Deutschlands bei der Besch�fti-

gung nach K�pfen ausschließlich einer auch

im internationalen Vergleich starken Expan-

sion der Arbeitspl�tze mit reduzierter Arbeits-

zeit zuzuschreiben, insbesondere der Auswei-

tung der Minijobs in zwei Sch�ben von 1997

bis 1999 und von 2003 bis 2004. Dieser Son-

Veränderung zwischen 1995     und 2005- - 
Arbeitslose in %
der Erwerbspersonen

Erwerbstätige in % der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter
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Deutsche Bundesbank

Daten und Methoden

Eine internationale Gegen�berstellung der Lage

und Entwicklung von nationalen Arbeitsm�rkten

setzt eine weitgehende Vergleichbarkeit der ent-

sprechenden Daten voraus. F�r Arbeitslosenquo-

ten gibt es Zahlen nach dem Standard der Inter-

nationalen Arbeitsorganisation (ILO). Angaben

zur Besch�ftigung im Rahmen der Volkswirt-

schaftlichen Gesamtrechnungen m�ssen den

Mindestanforderungen des Europ�ischen Sys-

tems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen

(ESVG ’95) gen�gen, das sich an das System of

National Accounts (SNA 1993) anlehnt. Diese

Daten beruhen zumeist auf regelm�ßigen

Arbeitskr�fteumfragen, bei denen Erwerbst�tige

gem�ß den ILO-Kriterien von Erwerbslosen und

Nichterwerbspersonen unterschieden werden.

Danach gelten Personen als erwerbst�tig, wenn

sie in der Berichtsperiode als Arbeitnehmer oder

als Selbst�ndige einem Erwerb nachgegangen

sind; als erwerbslos gelten Personen, die nicht er-

werbst�tig waren, aber aktiv eine Stelle gesucht

haben und dem Arbeitsmarkt sofort zur Ver-

f�gung standen. Die verbleibenden Personen

werden zu den Nichterwerbspersonen gez�hlt.

Diese auf die Personenzahl bezogenen Indikato-

ren sind insofern problematisch, als Erwerbs-

t�tige mit einer geringen Stundenzahl m�g-

licherweise dar�ber hinausgehende Erwerbs-

w�nsche haben. Auch kann ein reduzierter

Arbeitseinsatz die Folge von Fehlanreizen sein,

die von Steuern und Sozialabgaben sowie von

Sozialleistungen ausgehen. Deshalb sind auch

Daten zu Arbeitsstunden und Arbeitszeitw�n-

schen in einen Vergleich einzubeziehen. 1)

Die diesem Bericht zugrunde liegenden Anga-

ben entsprechen weitgehend den bereinigten

Ergebnissen der Arbeitskr�fteerhebungen, wie

sie von Eurostat ver�ffentlicht werden. 2) Erg�n-

zend wurde die LFS-Datenbank (Labour Force

Survey: Arbeitskr�fteerhebung) der OECD

herangezogen. Diese Angaben sind jedoch

wegen diverser statistischer Br�che und nur zum

Teil standardisierter Erhebungsmethoden nicht

vollst�ndig �ber die Zeit und �ber die L�nder

hinweg vergleichbar. 3) Ihr Vorteil liegt in der tie-

feren Untergliederung der Ergebnisse.

Unter den Arbeitsmarktindikatoren finden zu-

meist die Zahl der Arbeitslosen und die entspre-

chende Quote – bezogen auf die Erwerbsper-

sonen – in der �ffentlichkeit die gr�ßte Beach-

tung. Eine bestimmte Arbeitslosenquote kann

jedoch mit einer hohen oder einer niedrigen

Erwerbsbeteiligung einhergehen, die als Quo-

tient der Zahl der Erwerbspersonen und der

Bev�lkerung im erwerbsf�higen Alter (�blicher-

weise von 15 bis 64 Jahre) berechnet wird. 4) Die

Zahl der Erwerbspersonen wiederum h�ngt auch

1 Unter Wachstumsaspekten w�re dar�ber hinaus die Qualit�t des Ar-
beitsangebots hinsichtlich der Ausbildung zu ber�cksichtigen. Siehe
dazu: G. Schwert und J. Turunen, Growth in Euro Area Labour Qua-
lity, ECB Working Paper Nr. 575, Januar 2006. — 2 Die entsprechende
Arbeitslosenquote f�r Deutschland unterscheidet sich allerdings von
der Erwerbslosenquote nach dem ILO-Konzept, welche das Statisti-

sche Bundesamt ver�ffentlicht, durch eine andere Bezugsgr�ße. Die
Arbeitslosenquote der Bundesagentur f�r Arbeit, auf die in dieser
Untersuchung kein Bezug genommen wird, gibt im Z�hler die regis-
trierte Arbeitslosigkeit an und ist deshalb nicht direkt mit den umfra-
gebasierten Quoten vergleichbar. — 3 Beispielsweise gibt es in den
Zeitreihen f�r Deutschland wegen einer Umstellung des Mikrozensus
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vom jeweiligen Abgaben- und Transfersystem

ab. Eine das Fernbleiben vom Arbeitsmarkt f�r-

dernde Politik k�nnte m�glicherweise die Ar-

beitslosenquote �ber eine gedr�ckte Erwerbs-

quote niedrig halten – beispielsweise durch groß-

z�gige Regelungen zur Fr�hverrentung oder

Invalidit�tsabsicherung. Ebenso kann die Abga-

benpolitik einer h�heren Erwerbsbeteiligung im

Weg stehen. Ein auf die Arbeitslosigkeit im hier

definierten Sinn angelegter Vergleich bliebe

deshalb unvollst�ndig.

W�hrend bei den Arbeitslosen vor allem die ak-

tuelle Quote – im Sinne eines Ungleichgewichts-

indikators – große Beachtung findet, ist es bei

den Besch�ftigten in erster Linie die prozentuale

Ver�nderung im Vorjahrsvergleich. Analog zur

Arbeitslosenquote und zur Erwerbsquote lassen

sich aber auch entsprechende Erwerbst�tigen-

oder Besch�ftigtenquoten (Erwerbst�tige im

Verh�ltnis zur Bev�lkerung im erwerbsf�higen

Alter) berechnen, und diese Quoten k�nnen im

Zeitablauf verfolgt werden. Eine solche Verbin-

dung von Niveau- und Verlaufsbetrachtung bie-

tet sich vor allem f�r internationale Vergleiche

an. Ein starkes Wachstum der Erwerbst�tigen-

zahl in einem Land kann beispielsweise durch

eine kr�ftige Zunahme der Bev�lkerung bedingt

sein und mit einer unver�nderten Erwerbs-

t�tigenquote einhergehen. Sie kann auch das

Ergebnis einer erfolgreichen Reform der Wirt-

schafts-, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik sein.

Dann w�rde sie von einer steigenden Besch�fti-

gungsquote begleitet. Umgekehrt ist in einem

Land mit schwacher Bev�lkerungsdynamik, aber

mit traditionell erfolgreicher Arbeitsmarktpoli-

tik (niedrige Arbeitslosenquote, hohe Erwerbs-

t�tigenquote) kaum mit einem starken Besch�f-

tigungswachstum zu rechnen.

Als Bezugsjahr f�r den intertemporalen Ver-

gleich wird das Jahr 1995 gew�hlt. Im Jahr zuvor

hatte die Ver�ffentlichung der OECD-Besch�f-

tigungsstudie eine internationale Neuorientie-

rung der Arbeitsmarktpolitik angezeigt, die auf

eine Deregulierung von Arbeits- und Produkt-

m�rkten sowie auf eine Reform der sozialen

Sicherungssysteme zielte. Auch waren im Fall

Deutschlands die Sondereffekte der Wiederver-

einigung 1995 bereits weniger ausgepr�gt als

noch in den Jahren zuvor. Die gegenw�rtig vor-

liegenden Daten aus den Arbeitskr�fteerhebun-

gen reichen bis 2005. Neben den L�ndern des

Euro-Gebiets (in der Zusammensetzung von

2005) werden auch Großbritannien und die USA

in den Vergleich einbezogen, die im Gegensatz

zu den meisten kontinentaleurop�ischen L�n-

dern durch eine geringe Regulierungsdichte auf

den Arbeits- und G�term�rkten und einen

„schlanken“ Sozialstaat gekennzeichnet sind.

– der deutschen Arbeitskr�fteerhebung – zwischen den Jahren 2004
und 2005 einen statistischen Bruch, durch den manche Entwicklun-
gen etwas �berzeichnet werden, der aber die Tendenzen nicht
grundlegend verzerrt. F�r die bereinigten Reihen von Eurostat wur-
den die fr�heren Ergebnisse des Mikrozensus aufgrund der neueren
Umfrageergebnisse r�ckwirkend angepasst. Siehe dazu: M. Rengers,

Die monatliche Erwerbslosenzeitreihe der ILO-Arbeitsmarktstatistik,
Wirtschaft und Statistik, Heft 10/2005, S. 1049–1070. — 4 Zudem ist
bei der Erwerbsbeteiligung zwischen der prinzipiellen Bereitschaft
zur Arbeitsaufnahme einerseits und dem Umfang (Stundenzahl) an-
dererseits zu unterscheiden.
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dereffekt schl�gt sich auch in der jahresdurch-

schnittlichen Arbeitszeit der Teilzeitkr�fte nie-

der, die in Deutschland in den letzten Jahren

r�ckl�ufig war und nun deutlich unter dem

Durchschnitt des Euro-Gebiets liegt. Außer-

dem ist der Anteil jener Teilzeitkr�fte, die

eigentlich eine l�ngere bezahlte Arbeitszeit

vorz�gen, in Deutschland besonders kr�ftig

gestiegen.3) Insofern deutet die starke Zu-

nahme der Stellen mit geringen Arbeitszeiten

in Deutschland auf Strukturprobleme am

Arbeitsmarkt hin. Das gesamtwirtschaftliche

Arbeitsvolumen als umfassendes Maß des Ar-

beitseinsatzes zeigt f�r Deutschland in dem

betrachteten Zeitraum denn auch einen rela-

tiv kr�ftigen R�ckgang (– 3 1�4 %) an. In den

europ�ischen Partnerl�ndern ist das Arbeits-

volumen Sch�tzungen der OECD zufolge hin-

gegen gestiegen (zwischen 3 1�4 % in Frank-

reich und 37% in Irland). In den USA nahm

es um 9 1�2 % zu, in Großbritannien um im-

merhin 7%.

Die Erwerbsquote, verstanden als der Anteil

der Bev�lkerung im erwerbsf�higen Alter, der

entweder tats�chlich erwerbst�tig ist oder

sich aktiv um eine bezahlte T�tigkeit bem�ht

(Erwerbspersonen), dr�ckt im Sinne einer Be-

reitschaft zur Erwerbsbeteiligung die relative

N�he der Bev�lkerung zum Arbeitsmarkt aus.

Allerdings stellt die Unterscheidung zwischen

Erwerbspersonen und Nichterwerbspersonen

eine nur wenig trennscharfe Augenblicksauf-

nahme dar, da sich in Abh�ngigkeit von der

allgemeinen Arbeitsmarktlage mehr oder we-

niger Personen mit unterschiedlicher Intensi-

t�t um eine bezahlte Besch�ftigung bem�-

hen. Zudem variiert die Erwerbsquote mit der

Altersstruktur der Bev�lkerung.

In allen ber�cksichtigten L�ndern – mit den

bemerkenswerten Ausnahmen USA und

Großbritannien, in denen die Erwerbsbeteili-

gung allerdings traditionell schon wesentlich

h�her war als im Durchschnitt des Euro-Ge-

biets – ist die Erwerbsneigung im betrachte-

ten Zeitraum deutlich gestiegen, und zwar in

beinahe allen Altersgruppen. Damit n�hert

sich die Erwerbsbeteiligung in den L�ndern

des Euro-Raums im Trend den hohen Quoten

der USA und Großbritanniens an. In Deutsch-

land hat die Erwerbsneigung in diesem Zeit-

abschnitt eher unterdurchschnittlich zuge-

nommen, allerdings hatte sie auch 1995

schon deutlich �ber dem Mittel des Euro-

Raums gelegen. Dieser Vorsprung hat sich in

den folgenden Jahren leicht vermindert.

Im Zeitablauf war der Zuwachs in den L�n-

dern besonders ausgepr�gt, die ein kr�ftiges

Wachstum der Besch�ftigung bei einem

gleichzeitigen R�ckgang der Arbeitslosigkeit

verzeichnen konnten, beispielsweise in Spa-

nien, in Irland und in den Niederlanden. Auch

im L�ndervergleich findet man einen statis-

tisch signifikanten negativen Zusammenhang

zwischen der Erwerbsneigung und der jewei-

ligen Arbeitslosenrate. Wenn man angesichts

der gegenseitigen Bedingtheiten auch vor-

schnelle Schl�sse �ber Kausalit�ten vermei-

den sollte, so zeigt sich doch, dass ein zuneh-

mendes Arbeitsangebot nicht in steigende

Arbeitslosigkeit m�nden muss; ebenso spricht

nicht viel daf�r, dass eine Politik, die auf eine

Verminderung des Arbeitsangebots zielt, die

Arbeitslosigkeit wirksam bek�mpfen kann.

3 Sie war den Angaben der OECD zufolge allerdings
auch im Jahr 2005 noch niedriger als im Mittel des Euro-
Gebiets.

Erwerbsbeteili-
gung und
Arbeitslosigkeit
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Die Anpassungsf�higkeit des Arbeitsmarktes

einer Volkswirtschaft zeigt sich vor allem da-

ran, wie leicht bestimmte Personengruppen

Zugang zu bezahlter Erwerbst�tigkeit finden.

In praktisch allen Industriel�ndern gelingt dies

M�nnern mittleren Alters mit einer abge-

schlossenen Berufsausbildung vergleichs-

weise gut. Das gleiche gilt inzwischen zuneh-

mend auch f�r Frauen mit einer kontinuier-

lichen Erwerbsbiographie. Hingegen stehen

Berufsanf�nger und Wiedereinsteiger h�ufig

vor besonderen Problemen. Am Ende des Be-

rufslebens k�nnen besonders großz�gige

Lohnersatzleistungen – wie beispielsweise

eine �berdurchschnittlich ausgedehnte An-

spruchsdauer auf Arbeitslosengeld oder Fr�h-

verrentungsprogramme – negative Anreize

f�r eine aktive Teilhabe am Berufsleben set-

zen. An der Seniorit�t anstelle der Produktivi-

t�t orientierte Lohnstrukturen k�nnen Unter-

nehmen Anlass geben, etwa im Rahmen

eines Personalabbaus vorzugsweise �ltere Be-

sch�ftigte zu entlassen. Personen ohne oder

mit entwerteter Berufsausbildung sind oft

wechselnden Besch�ftigungsverh�ltnissen mit

h�ufigen Phasen von Unterbesch�ftigung

ausgesetzt. Von einer st�rkeren Aktivierung

und einer Erleichterung des Arbeitsmarktzu-

gangs f�r diese Personengruppen verspricht

man sich neben einer Steigerung des Wohl-

stands im Allgemeinen eine Reduzierung fis-

kalischer Lasten sowie eine leichtere Bew�l-

tigung des demographischen Wandels im

Besonderen.

Der Anstieg der durchschnittlichen Erwerbs-

quote, der in den vergangenen Jahren in allen

L�ndern des Euro-Gebiets zu beobachten

war, ging im Wesentlichen auf das st�rkere

berufliche Engagement der Frauen zur�ck.

Deren Erwerbsbeteiligung stieg von durch-

schnittlich 54% im Jahr 1995 auf 611�2 % im

Jahr 2005, w�hrend bei den M�nnern von

einem deutlich h�heren Niveau aus nur eine

leichte Zunahme von 76 1�2 % auf 78% zu

verzeichnen war. Zugleich kam es im L�nder-

vergleich zu einer gewissen Konvergenz im

Erwerbsverhalten der Frauen. Die Zunahme

der Erwerbsneigung fiel der Tendenz nach in

den L�ndern relativ kr�ftig aus, in denen sie

zu Beginn des Untersuchungszeitraums be-

sonders schwach gewesen war. Sehr stark

war der Zuwachs in Spanien, wo 1995 dem

Arbeitsmarkt nur 43 1�2 % der Frauen im Alter

zwischen 15 und 64 Jahren zur Verf�gung

standen, im Jahr 2005 hingegen 58 1�2 %. Die

Erwerbsneigung der Frauen in Deutschland

nahm im betrachteten Zehnjahreszeitraum

Veränderung zwischen 1995
und 2005

- 
- 

Arbeitslose Frauen in % der
weiblichen Erwerbspersonen

Erwerbstätige Frauen in % der weiblichen
Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter
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Zur Dynamik auf dem EWU-Arbeitsmarkt im aktuellen Konjunkturzyklus

Nach der schwungvollen Aufwärtsbewegung um die Jahrtau-

sendwende durchlief die Wirtschaft des Euro-Raums eine län-

gere Phase schwachen Wachstums. So legte das reale Brutto-

inlandsprodukt (BIP) in den Jahren 2002 und 2003 jeweils nur 

um ¾ % gegenüber dem Vorjahr zu. In den beiden Folgejahren 

zog das Expansionstempo zwar an, aber nicht über die Poten-

zialrate hinaus. Erst 2006 nahm die gesamtwirtschaftliche Akti-

vität mit einem Zuwachs von schätzungsweise gut 2½ % spür-

bar stärker zu als das Produktionspotenzial. Hiervon profi tierte 

auch der Arbeitsmarkt, wobei die Beschäftigung um etwa 1¼ % 

gestiegen sein dürfte. Ob und inwieweit sich die gegenwärtige 

Aufwärtsbewegung von vorangegangenen Aufschwungpha-

sen unterscheidet, soll im Folgenden geklärt werden.

Ein solcher Vergleich erfordert zunächst eine genaue Datie-

rung der Konjunkturzyklen im Euro-Raum. Ein eigens hierzu 

eingerichteter Ausschuss des Centre for Economic Policy 

Research (CEPR) hat seit 1970 drei Rezessionen identifziert 

und als zyklische Tiefpunkte das erste Quartal 1975, das dritte 

Vierteljahr 1982 und den Sommer 1993 benannt.1) Aufgrund 

des geringen zeitlichen Abstandes hatte der Ausschuss im Sep-

tember 2003 den letzten konjunkturellen Tiefpunkt zwar noch 

nicht fi xiert. Es liegt aber nahe, ihn in das Frühjahr 2003 zu 

legen.2) Die anschließende Erholung wird hier mit dem Durch-

schnitt der drei vorherigen konjunkturellen Aufwärtsbewe-

gungen verglichen, die das CEPR Business Cycle Dating Com-

mittee bestimmt hat.3)

Dabei zeigt sich, dass die Entwicklung des realen BIP in den 

letzten Jahren merklich hinter denen früherer Aufschwung-

phasen zurückgeblieben ist. Erst im Verlauf von 2006 kam es zu 

einer spürbaren Steigerung der gesamtwirtschaftlichen Gang-

art. Die schwache Aufwärtsbewegung in den Jahren zuvor ist 

freilich auch vor dem Hintergrund des vergleichsweise milden 

Abschwungs zu sehen. Während das reale BIP im Tiefpunkt der 

vorangegangenen Zyklen durchschnittlich um 1 % niedriger 

ausfi el als ein Jahr zuvor, legte es zwischen dem zweiten Quar-

tal 2002 und dem Frühjahr 2003 noch um ½ % zu.4)

Auffällig sind auch die unterschiedlichen Verläufe der Erwerbs-

tätigenzahlen. In früheren Abschwungphasen sank die Beschäf-

tigung deutlich und begann im Aufschwung erst mit einiger 

Verzögerung wieder langsam zu steigen. Demgegenüber war 

im letzten Zyklus praktisch kein Rückgang der Erwerbstätig-

keit im Euro-Raum zu verzeichnen. Zwar geriet der Beschäf-

tigungsaufbau im Zuge der konjunkturellen Abkühlung vorü-

bergehend ins Stocken, seit dem Frühjahr 2003 hat er sich aber 

fühlbar beschleunigt. Insgesamt hat sich damit die Erwerbstä-

tigkeit erheblich günstiger entwickelt als in vorangegangenen 

Zyklen.

Um die Gründe für den stärkeren Beschäftigungsaufbau näher 

bestimmen zu können, wird eine einfache Arbeitsnachfrage-

funktion (in Veränderungsraten) für ein Aggregat aus den vier 

größten Volkswirtschaften des Euro-Raums über den Beobach-

tungszeitraum III/1980 bis III/2006 geschätzt:

lt = 0,72lt-1 + 0,18yt - 0,16wt

 (14,80) (6,89) (- 4,74)

Demnach hängt die Expansionsrate der Erwerbstätigenzahl (l)

positiv von der zeitgleichen prozentualen Zunahme des realen 

BIP (y) und von sich selbst verzögert ab. Dagegen wird sie durch 

eine Erhöhung der realen Arbeitskosten je Erwerbstätigen5) (w)

in der gleichen Periode gedämpft.6) In Anbetracht der relativ 

schwachen Wachstumsdynamik wurde die Beschäftigungsent-

wicklung in den vergangenen Jahren daher insbesondere durch 

die Zurückhaltung bei Lohnsteigerungen unterstützt. Tatsäch-

lich blieben die realen Arbeitskosten je Erwerbstätigen nahezu 

konstant, während sie in vorangegangenen Aufschwungpha-

sen deutlich anstiegen.

Die gedämpfte Entwicklung der Arbeitskosten dürfte dabei 

im Zusammenhang stehen mit der Arbeitsproduktivität, hier 

berechnet als das Verhältnis von realem BIP je Erwerbstätigen. 

Sie stagnierte im letzten Abschwung, wobei sich ihr Verlaufs-

muster nahezu vollständig mit dem vergleichbarer Konjunktur-

1 Das Generaldirektoriat für Wirtschaft und Finanzen der Europäi schen
Kommission geht zum Teil von anderen Abgrenzungen der Konjunk-
turzyklen im Euro-Raum aus. Vgl.: European Commission, Directorate 
General for Economic and Financial Affairs, Annual Report on the 
Euro Area – 2006, S. 7 ff. sowie http://www.cepr.org/data/Dating/. — 
2 Zwischen dem dritten Quartal 2002 und dem zweiten Jahresviertel 
2003 veränderte sich das saisonbereinigte reale BIP des Euro-Raums 
kaum. Auch der Hodrick-Prescott-Filter identifi ziert das Frühjahr 2003 
als zyklisches Tief. — 3 Soweit verfügbar, wurde auf saisonbereinigte 
Eurostat-Daten aus den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen für 
die EWU zurückgegriffen. Zum Teil, insbesondere für weiter zurücklie-
gende Perioden, mussten jedoch auch eigene Schätzungen verwendet 

werden. — 4 Insofern lässt sich nicht eindeutig sagen, ob es sich hier 
tatsächlich um eine Rezession oder vielmehr um eine ausgeprägte, 
längere Phase schwachen Wachstums gehandelt hat. Lediglich im 
zweiten Vierteljahr 2003 war das reale BIP gegenüber dem Vorquartal 
geringfügig zurückgegangen. — 5 Die nominalen Arbeitskosten wur-
den mit Hilfe des BIP-Defl ators bereinigt. — 6 Die geschätzten Koef-
fi zienten sind alle statistisch hoch signifi kant (t-Werte in Klammern). 
Lässt man die vorangegangene Wachstumsrate der Erwerbstätigen-
zahl als erklärende Größe fallen, werden zudem Lags des realen BIP 
und der realen Arbeitskosten je Erwerbstätigen signifi kant. Ihr Einfl uss 
ist in der verzögerten endogenen Variablen zusammengefasst. Der 
einfache Zusammenhang beschreibt über den gesamten Schätzzeit-
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raum hinweg die prozentuale Zunahme der Erwerbstätigenzahl recht 
genau, wobei ihre Variabilität insgesamt zu gut drei Vierteln erklärt 
wird. Eine ähnliche Regression lässt sich im Übrigen auch für die Ände-
rungsrate des Arbeitsvolumens schätzen. — 7 Schätzungen der EZB 
gelangen zu einem ähnlichen Ergebnis. Vgl.: EZB, Jüngste Entwick-
lung der geleisteten Gesamtarbeitsstunden im Euro-Währungsgebiet, 
Monatsbericht, September 2006, S. 63 ff. — 8 Bei genauerer Betrach-
tung sank die Zahl der geleisteten Arbeitsstunden je Erwerbstätigen 
in den Abschwungphasen der siebziger, achtziger und neunziger 
Jahre relativ stark, während sie in den ersten Quartalen der jeweiligen 
Aufschwungperioden annähernd stagnierte. Dies dürfte ein Anzei-
chen für das „Horten“ von Arbeitskräften im Abschwung sein. Dabei 

wird die Stundenzahl stärker reduziert als die Beschäftigtenzahl, um 
etwa Entlassungskosten (und später Anstellungskosten) zu vermei-
den. Im beginnenden Aufschwung werden dann die Arbeitskräfte 
wieder intensiver eingesetzt. — 9 Das Generaldirektoriat Wirtschaft 
und Finanzen der Europäischen Kommission hat eine ökonometrische 
Schätzung für die Arbeitsnachfrage im Euro-Raum vorgestellt, die 
einen Strukturbruch in Form einer Niveauverschiebung nach oben in 
der zweiten Häfte der neunziger Jahre enthält. Zur Erklärung dieses 
Bruchs wird ebenfalls auf Arbeitsmarktreformen verwiesen. Vgl.: 
European Commission, Directorate General for Economic and Finan-
cial Affairs, Quarterly Report on the Euro Area – III/2006, S. 30 ff.

abschnitte deckt. Die robuste Entwicklung der Erwerbstätig-

keit in dieser Phase refl ektiert also primär die milde zyklische 

Abschwächung. Aber auch nachdem die konjunkturelle Tal-

sohle durchschritten war, wurden in den vergangenen Jahren 

– anders als in früheren Zyklen – nur verhaltene Produktivitäts-

fortschritte erzielt.

Diese Entwicklung könnte darauf schließen lassen, dass der 

Anstieg der Erwerbstätigenzahl zu einem großen Teil auf die 

Zunahme der Teilzeit und der geringfügigen Beschäftigungs-

verhältnisse zurückzuführen ist. In diesem Fall müsste die Zahl 

der geleisteten Stunden je Erwerbstätigen deutlich gesunken 

sein. Eigenen Schätzungen für das Arbeitsvolumen im Euro-

Raum zufolge veränderte sich die Zahl der von einem Erwerbs-

tätigten im Durchschnitt erbrachten Arbeitsstunden trotz der 

tendenziell steigenden Teilzeitquote in den zurückliegenden 

Jahren jedoch kaum.7) Demgegenüber hatte sie in früheren 

Zyklen fast kontinuierlich abgenommen.8)

Diese Überlegungen sprechen dafür, dass hinter dem Befund 

eine relativ schwache Entwicklung der Stundenproduktivität 

steht, die nicht allein mit zyklischen Faktoren erklärt werden 

kann.

Hierbei könnten sich auf Seiten des Arbeitsangebots auch 

exogene Einfl üsse niedergeschlagen haben. So gab es in eini-

gen Ländern des Euro-Raums, insbesondere in Spanien und Ita-

lien, in den letzten Jahren einen recht starken Zustrom an Ein-

wanderern. Darüber hinaus sind in einigen Mitgliedsländern 

Arbeitsmarktreformen eingeführt worden, vor allem auch 

mit dem Ziel, die Erwerbstätigkeit von Niedrig qualifi zierten 

zu steigern. Dadurch könnte die Zuwachsrate der gesamt-

wirtschaftlichen Produktivität gedämpft beziehungsweise die 

Beschäftigungsintensität des BIP-Wachstums erhöht worden 

sein. Dies hat aber – zumindest in der kurzen Frist – das Wachs-

tum des realen Verteilungsspielraums vermindert.9)

Indizes, zyklisches Tief = 100, saisonbereinigt, log. Maßstab

Arbeitskosten (deflationiert)
je Erwerbstätigen

– 6 – 4 – 2 0 + 2 + 4 + 6 + 8 + 10 + 12
Quartale vor bzw. nach zyklischem Tief

Produktivität
(reales BIP je Erwerbstätigen)

Erwerbstätige

reales BIP

Tief 2. Vj. 2003

Durchschnitt
vorangegangener
drei Zyklen

Wichtige makroökonomische
EWU-Indikatoren im Zyklenvergleich

Quelle: Eurostat und eigene Berechnungen.
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zwar etwas schw�cher zu als im Durchschnitt

des Euro-Raums, sie lag aber sowohl im Jahr

1995 als auch im Jahr 2005 deutlich �ber

dem Mittelwert. Durch die weitere Zunahme

der Frauenerwerbsquote hat Deutschland un-

ter diesem Aspekt inzwischen weitgehend zu

den Vergleichsl�ndern Großbritannien und

USA aufgeschlossen.

Es ist in den vergangenen Jahren gelungen,

das zus�tzliche Arbeitsangebot von Frauen in

den Erwerbsprozess zu integrieren. Zwar fiel

die durchschnittliche Arbeitslosenquote der

Frauen im Euro-Gebiet auch im Jahr 2005 mit

10% noch h�her aus als die der M�nner

(7 1�2 %), der Abstand hat sich aber gegen�ber

1995 halbiert (von 5 auf 2 1�2 Prozentpunkte).

Noch deutlicher war die Verbesserung in

Deutschland: Die Differenz der geschlechts-

spezifischen Arbeitslosenquoten verringerte

sich von f�nf auf 11�2 Prozentpunkte. Aller-

dings ist in Deutschland der Anteil der Frauen

in Besch�ftigungsverh�ltnissen mit reduzier-

ter Arbeitszeit besonders hoch, und ein zu-

nehmender Anteil der teilzeitbesch�ftigten

Frauen hat dar�ber hinausgehende Arbeits-

zeitw�nsche. In den USA gibt es hingegen

schon lange keine ausgepr�gten Unter-

schiede im Arbeitslosigkeitsrisiko von Frauen

und M�nnern mehr; in �sterreich, Großbri-

tannien und neuerdings auch Irland liegen

die Arbeitslosenquoten f�r Frauen sogar

niedriger als die f�r M�nner. Demgegen�ber

suchen Frauen in Griechenland, Frankreich

und Italien l�nger nach bezahlter Arbeit als

M�nner.

F�r Jugendliche stellen die �berg�nge von

der Schule zur Berufsausbildung und danach

in den Arbeitsmarkt hohe Schwellen dar. Das

Entdecken und Entwickeln der eigenen F�hig-

keiten, die Abstimmung der eigenen Vorstel-

lungen mit den Bedingungen des Arbeits-

marktes und das Finden eines ersten, geeig-

neten und einstellungsbereiten Arbeitgebers

nehmen mitunter viel Zeit in Anspruch. Ent-

sprechend ist die Jugendarbeitslosigkeit typi-

scherweise �berdurchschnittlich hoch. In L�n-

dern mit einem dualen Berufsausbildungs-

system (wie in Deutschland) konnten diese

�bergangsprobleme lange Zeit abgemildert

und der Eintritt in das Berufsleben erleichtert

werden. Im Jahr 1995 lag die Arbeitslosen-

quote der unter 25-J�hrigen in Deutschland

mit 15% zwar unter dem Durchschnitt des

Euro-Raums (23%), n�herungsweise gleich-

auf mit Großbritannien und nur wenig h�her

als in den USA.4) W�hrend sich die Jugend-

arbeitslosigkeit im Euro-Gebiet seitdem aber

auf (immer noch hohe) 17 1�2 % zur�ckge-

bildet hat, hat sich in Deutschland keine

Besserung ergeben. Der traditionelle Vorteil

Deutschlands bei der Arbeitsmarkteingliede-

rung j�ngerer Personen ist also weitgehend

verloren gegangen. Zudem hat sich gegen-

�ber Großbritannien und den USA ein R�ck-

stand herausgebildet.

4 Aus den Angaben der OECD – abgeleitet aus den Ur-
sprungsdaten der Arbeitskr�fteerhebungen – ergibt sich
bez�glich der Jugendarbeitslosigkeit in Deutschland ein
etwas anderes Bild. Danach lag sie 1995 noch bei nur
8%, verdoppelte sich dann aber fast bis 2005. Die Ursa-
che f�r die starken Abweichungen in den neunziger Jah-
ren ist darin zu sehen, dass die Eurostat-Reihen aufgrund
von Berechnungen des Statistischen Bundesamtes nach-
tr�glich nach oben angepasst wurden, weil neuere Um-
fragen auf eine Untererfassung der Jugendarbeitslosig-
keit im fr�heren Mikrozensus hindeuten. Siehe dazu:
M. Rengers, Die monatliche Erwerbslosenzeitreihe der
ILO-Arbeitsmarktstatistik, Wirtschaft und Statistik, Heft
10/2005, S. 1049–1070.

Arbeitsmarkt-
probleme zu
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Gleichzeitig ist die Erwerbsbeteiligung junger

Erwachsener in Deutschland zur�ckgegan-

gen, und zwar von 52% im Jahr 1995 auf

49 1�2 % im Jahr 2005. Dies kann als Hinweis

auf die mittel- bis langfristig sinkende Bedeu-

tung des dualen Berufsausbildungssystems

verstanden werden. Mit dem sektoralen

Wandel weg von industrieller Produktion und

Handwerk in Richtung Dienstleistungen ge-

winnen Berufsfachschulen sowie Fachhoch-

schulen und Universit�ten mehr und mehr an

Bedeutung. Eine l�ngere schulische oder uni-

versit�re Ausbildung bedeutet in der Regel

auch eine sinkende Erwerbsbeteiligung j�n-

gerer Personen. Bemerkenswerterweise sind

aber die Erwerbsbeteiligung und auch die tat-

s�chliche Besch�ftigtenquote in Großbritan-

nien und den USA, zwei L�ndern mit vorwie-

gend schulischer und universit�rer Berufsaus-

bildung, h�her als in Deutschland sowie in

den meisten anderen L�ndern des Euro-

Raums. Dabei d�rften die dort �blichen k�r-

zeren Ausbildungszeiten eine Rolle spielen.

Dies kann aber auch als ein Hinweis darauf

verstanden werden, dass die niedrige Er-

werbsbeteiligung junger Menschen in einigen

europ�ischen L�ndern m�glicherweise einen

Reflex der schwierigen Arbeitsmarktbedin-

gungen darstellt.

Wie am Beginn des Berufslebens mehren sich

auch zu dessen Ende die arbeitsmarktpoliti-

schen Probleme. Zum einen f�llt es �lteren

Personen im Allgemeinen schwerer, nach

einem Arbeitsplatzverlust wieder eine neue,

regul�re Besch�ftigung zu finden. Zudem ge-

hen von den sozialen Sicherungssystemen

h�ufig Anreize f�r ein vorzeitiges Ausschei-

den aus dem Berufsleben aus. Vor dem Hin-

tergrund der damit verbundenen fiskalischen

Belastungen und der steigenden Lebenser-

wartung wird es darauf ankommen, auch Per-

sonen in der Altersklasse von 55 bis 64 Jahren

und angesichts der demographischen Ent-

wicklung zuk�nftig sogar dar�ber hinaus wie-

der st�rker am Erwerbsleben zu beteiligen.

Entsprechende Schritte sind in den vergan-

genen Jahren in einer Reihe von L�ndern, da-

runter Deutschland, eingeleitet worden. In

der Folge sind die Erwerbsbeteiligung und die

Besch�ftigungsquote der �lteren in allen be-

trachteten L�ndern gestiegen. Die Zunahme

war in den Niederlanden und in Finnland be-

sonders stark, in Deutschland lag sie etwas

�ber dem Mittel des Euro-Raums.

Betrachtet man die altersspezifischen Arbeits-

losenraten, so scheint Deutschland hinsicht-

Veränderung zwischen 1995
und 2005

- 
- 

Arbeitslose Ältere in %
der älteren Erwerbspersonen

Erwerbstätige Ältere
in % der älteren Bevölkerung
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Erwerbsbeteiligung Älterer *)

Quellen: Eurostat und OECD. — * Im Alter
zwischen 55 und 64 Jahren.
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Ist in Deutschland die Arbeitsmarktlage von formal
gering qualifi zierten Personen außergewöhnlich ungünstig?

Die Arbeitsmarktlage der sogenannten gering quali-

fi zierten Personen wird in Deutschland üblicherweise 

als besonders ungünstig eingeschätzt. Dies würde eine 

 Konzentration der arbeitsmarktpolitischen Aufmerksam-

keit auf diese Bevölkerungsgruppe nahelegen. Es stellt 

sich jedoch die Frage, inwieweit der statistische Befund 

derartige Überlegungen stützt.

Als „gering qualifi ziert“ gelten in international verglei-

chenden Untersuchungen diejenigen Personen, die höchs-

tens eine Ausbildung gemäß der Stufe 2 auf der sechsstu-

fi gen ISCED-Skala (International Standard Classifi cation of 

Education, „lower secondary education“) abgeschlossen 

haben. In Deutschland fallen darunter alle Personen ohne 

allgemeinen Schulabschluss, Personen mit einem Haupt-

schul- beziehungsweise Realschulabschluss oder gymna-

sialer Mittelstufe, aber ohne Berufsausbildung oder eine 

weiterführende Schulausbildung. Dieses rein formale Kri-

terium sagt für sich zwar nur wenig über die tatsächliche 

Qualifi kation beziehungsweise Produktivität dieser Perso-

nengruppe aus, eine Berufsausbildung oder eine weiter-

führende Schulbildung erhöhen aber aller Erfahrung nach 

die Arbeitsmarktchancen und Erwerbsperspektiven, zum 

Teil beträchtlich.

In der Tat fi el die spezifi sche Arbeitslosenquote des so 

abgegrenzten Personenbereichs in der Altersgruppe 25 

bis 64 Jahre in Deutschland mit 20½ % nach Angaben 

der OECD im Jahr 2004 weit höher aus als in den meisten 

OECD-Ländern (siehe auch das Schaubild auf S. 47).2) Auch 

ging in Deutschland ein geringerer Anteil dieser Bevölke-

rungsgruppe einer bezahlten Beschäftigung nach als in 

anderen Ländern.

Wie ist dieser Sachverhalt zu erklären? Zum einen könnte 

die hohe spezifi sche Arbeitslosenquote der Personen mit 

höchstens mittlerem Schulabschluss, aber ohne Berufs-

ausbildung ein Refl ex der insgesamt überdurchschnitt-

lich hohen Unterbeschäftigung in Deutschland sein. Dies 

würde die Unterschiede zu beschäftigungspolitisch erfolg-

reichen Ländern wie beispielsweise den USA erklären. 

Dann sollte man aber auch erwarten, dass in Ländern mit 

gleichfalls problematischer allgemeiner Arbeitsmarktlage 

das Unterbeschäftigungsrisiko dieser Personengruppe 

ebenso hoch ist wie in Deutschland.

In Frankreich und Spanien, zwei Ländern mit einer ähnlich 

hohen Gesamtarbeitslosigkeit wie Deutschland, scheint 

die Lage der gering Qualifi zierten aber wesentlich güns-

tiger zu sein. Jedenfalls sind dort die spezifi schen Arbeits-

losenquoten mit 12 % beziehungsweise 11 % nicht nur 

deutlich niedriger als in Deutschland, sondern trotz allge-

mein schlechterer Arbeitsmarktlage auch kaum höher als 

in den USA (10½ %).

Während aber nach Angaben der OECD im Jahr 2003 in 

den USA gerade einmal 10 % der Erwerbspersonen einen 

Bildungsstand von höchstens ISCED 2 angaben, waren es 

1 Personen im Alter von 25 bis 64 Jahren mit Qualifi kationsstufe ISCED 2. 
Angaben für 2003 (2002); Euro-Raum, Großbritannien und USA. Quelle:
OECD-LFS-Datenbank. — 2 Die Untersuchung beschränkt sich auf die 
Gruppe der 25- bis 64-Jährigen, weil bei jüngeren Personen die Aus-

bildung häufi g noch nicht abgeschlossen ist. Das spezielle Problem der 
Jugendlichen ohne Ausbildung wird im Haupttext unter dem Thema 
Jugendarbeitslosigkeit abgehandelt. — 3 Dies lässt sich auch in forma- 
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len Schätzungen nachweisen. Das Bild für Deutschland fällt noch etwas 
günstiger aus, wenn beachtet wird, dass in Deutschland ein besonders 
großer Teil der in den Arbeitskräfteerhebungen befragten Personen 

keine Angaben zur Ausbildung macht. Die spezifi sche Arbeitslo-
senquote dieser Gruppe ist zwar niedriger als die der sog. gering 
Qualifi zierten, aber höher als die der nächsten Qualifi kationsstufe.

in Deutschland mit 13 % zwar etwas mehr, aber dennoch 

deutlich weniger als in Frankreich (30 %) und Spanien 

(50 %). In Deutschland und in den USA handelt es sich 

bei den formal gering Qualifi zierten also um eine relativ 

kleine Gruppe, während in Frankreich knapp ein Drittel 

und in Spanien die Hälfte der Erwerbspersonen auf diese 

Kategorie entfällt.

Aus dieser Sicht relativiert sich die ungünstige Position 

Deutschlands gegenüber Frankreich und Spanien: Da 

anzunehmen ist, dass die Übergänge im Arbeitsmarkt risiko 

zwischen den einzelnen Qualifi kationsgruppen fl ießend 

sind und dass sich die Fähigkeiten in den verschiedenen 

Ländern ähnlich verteilen, dürfte die Gruppe der Personen 

mit höchstens mittlerer Schulbildung in Frankreich und 

Spanien relativ mehr Personen mit einer vergleichsweise 

hohen Produktivität und einem geringeren Arbeitsmarkt-

risiko enthalten als in Deutschland oder in den USA.

Zur Klärung der Frage, ob die Arbeitsmarktlage dieser 

Personengruppe in Deutschland besonders ungünstig ist, 

wird deshalb deren Anteil an den Arbeitslosen (bzw. den 

Beschäftigten) ihrem Anteil an der Erwerbspersonen im 

Alter von 25 bis 64 Jahren beziehungsweise der Bevöl-

kerung in dieser Altersgruppe gegenübergestellt. Damit 

wird die unterschiedliche Höhe der Gesamtarbeitslosig-

keit ausgeblendet.

Ein Blick auf die entsprechenden Kennziffern zeigt den 

erwarteten überdurchschnittlichen (unterdurchschnitt-

lichen) relativen Beitrag der formal weniger Qualifi zierten 

zur Gesamtarbeitslosigkeit (zur Gesamtbe schäftigung) 

sowie den ebenso erwarteten unterproportionalen 

Anstieg dieses Beitrags mit dem Anteil formal weni-

ger Qualifi zierter an den Erwerbspersonen (bzw. an der 

Bevölkerung). Die Lage Deutschlands in den Schaubildern 

lässt vermuten, dass der relative Beitrag der Personen mit 

höchstens mittlerer Schulbildung, aber ohne Berufsausbil-

dung zur Gesamtarbeitslosigkeit (Gesamtbe schäftigung) 

zwar hoch (niedrig), aber nicht außergewöhnlich ist.3)

Zusammenfassend kann man festhalten, dass die Behaup-

tung, in Deutschland sei die Arbeitsmarktlage der häufi g 

als „gering qualifi ziert“ eingestuften Personen außer-

gewöhnlich schlecht, empirisch nicht klar belegbar ist. 

Zwar übertrifft die spezifi sche Arbeitslosenquote dieser 

Gruppe fast alle internationalen Vergleichswerte, und 

die entsprechende Beschäftigtenquote ist unterdurch-

schnittlich hoch; der Anteil dieser Personengruppe an 

den Erwerbspersonen beziehungsweise der Bevölkerung 

ist aber zugleich außergewöhnlich gering. Zudem ist die 

Arbeitslosigkeit in Deutschland generell höher als in vie-

len Vergleichsländern. Kontrolliert man für diese beiden 

Faktoren, fi ndet man im Rahmen einer vergleichenden 

Länderanalyse kaum noch Hinweise auf eine besonders 

ungünstige Situation im unteren Qualifi kationssegment 

des deutschen Arbeitsmarktes.

in %

... an den Beschäftigten
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lich der Arbeitsmarktlage der �lteren beson-

ders schlecht abzuschneiden. Die Arbeits-

losenquote der 55- bis 64-J�hrigen ist in

Deutschland mit gut 12% seit 1995 zwar

weitgehend unver�ndert geblieben, sie liegt

damit aber deutlich �ber dem gegenw�rtigen

Durchschnitt des Euro-Raums (7 1�2 %) und

weit �ber dem Stand der angels�chsischen

Vergleichsl�nder (jeweils rd. 3%). Zugleich

sind aber die Erwerbsbeteiligung und die Be-

sch�ftigtenquote der �lteren in Deutschland

mit 52% beziehungsweise 45 1�2 % im Ver-

gleich zum Euro-Raum �berdurchschnittlich

hoch. W�hrend bei der Erwerbsbev�lkerung

insgesamt Arbeitslosenquoten und Besch�f-

tigungsquoten negativ korreliert sind, findet

sich bei den �lteren kein entsprechender Zu-

sammenhang. Dies d�rfte daran liegen, dass

in vielen L�ndern der Bezug von Sozialleistun-

gen etwa in Form der Invaliden- oder vorgezo-

genen Altersrente eine durchaus erw�gens-

werte Alternative zu Erwerbst�tigkeit oder

Arbeitssuche darstellt. Von den europ�ischen

Partnerl�ndern �bertreffen nur Finnland,

Irland und Portugal die deutschen Quoten.

In den beiden angels�chsischen Vergleichs-

l�ndern waren dagegen zuletzt 57% (Groß-

britannien) beziehungsweise 61% (USA) der

Bev�lkerung in dieser Altersgruppe erwerbs-

t�tig.

Weitere wichtige Indikatoren f�r die Funk-

tionsf�higkeit des Arbeitsmarktes sind die Er-

werbschancen von Personen mit unterdurch-

schnittlichen beruflichen Qualifikationen und

von Langzeitarbeitslosen. In kollektiven Tarif-

verhandlungen gibt es eine Tendenz, die

L�hne f�r einfache T�tigkeiten hoch zu hal-

ten. Auch k�nnen die vom Sozialsystem aus-

gehenden Fehlanreize bei solchen Personen

st�rker wirken, die aufgrund einer geringen

Produktivit�t nur vergleichsweise niedrige

L�hne erzielen k�nnen. Wenn Phasen der Er-

werbslosigkeit lange andauern, f�llt die R�ck-

kehr auf den Arbeitsmarkt wegen der zuneh-

menden Entwertung der bisher erworbenen

F�higkeiten immer schwerer.

Sowohl bei der Arbeitslosenquote der formal

gering Qualifizierten (hier in der international

�blichen Abgrenzung definiert als Personen

in der Altersgruppe zwischen 25 und 64 Jah-

ren, die h�chstens einen mittleren Schulab-

schluss, aber keine Berufsausbildung aufwei-

sen) als auch bei der Langzeitarbeitslosigkeit

(Anteil der Arbeitslosen, die bereits seit mehr

als einem Jahr ohne Erwerbsarbeit sind)

schneidet Deutschland im Vergleich zu den

meisten anderen L�ndern des Euro-Gebiets

außergew�hnlich schlecht ab. Dabei ist aller-

dings zu beachten, dass Daten der OECD f�r

das Jahr 2003 zufolge die Gruppe der Perso-

nen mit h�chstens mittlerem Schulabschluss

und ohne Berufsausbildung – bezogen auf

die Erwerbsbev�lkerung – in Deutschland

deutlich kleiner ist als in allen anderen L�n-

dern des Euro-Gebiets. Dann aber sollte es

nicht �berraschen, dass in dieser kleineren

Teilgruppe die spezifische Arbeitslosenquote

h�her ist als in solchen L�ndern, in denen ein

gr�ßerer Teil der Bev�lkerung in dieser Kate-

gorie erfasst wird (siehe die n�heren Erl�ute-

rungen auf S. 44f.).

In Deutschland war 2005 jeder zweite

Arbeitslose bereits mehr als ein Jahr erfolglos

auf Stellensuche. Einen �hnlich hohen Anteil

der Langzeitarbeitslosen findet man in Bel-

Gering
Qualifizierte
und Langzeit-
arbeitslose
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gien, Griechenland, Italien und Portugal.

W�hrend aber in diesen L�ndern – von Grie-

chenland abgesehen – das Ausmaß der

Arbeitslosigkeit verringert werden konnte,

hat es in Deutschland zugenommen. Damit

stieg nicht nur die Zahl der Arbeitslosen in

dem betrachteten Zehnjahresabschnitt, son-

dern darunter waren auch immer mehr Perso-

nen, die l�ngere Zeit arbeitslos waren. Genau

umgekehrt verlief die Entwicklung in L�ndern

wie Irland und Spanien: Parallel zum Abbau

der Arbeitslosigkeit verk�rzten sich dort die

Erwerbslosigkeitsphasen. Auch im Hinblick

auf die Dauer der Arbeitslosigkeit schneiden

Großbritannien und vor allem die USA deut-

lich besser ab als die L�nder des Euro-Raums.

Institutionen und Reformen

Praktisch alle hier verwendeten Kennziffern

zeigen f�r Großbritannien und vor allem f�r

die USA eine bessere Arbeitsmarktperfor-

mance an als f�r die L�nder des Euro-Gebiets.

Dabei zeichnet sich der angels�chsische

Raum durch eine geringere Regelungsdichte

auf Arbeits- und G�term�rkten sowie eine

„sparsamere“ soziale Absicherung aus. Bei-

spielsweise herrscht dort auf dem Arbeits-

markt n�herungsweise Vertragsfreiheit.5)

Zwar reduziert das Fehlen eines weitgehen-

den K�ndigungsschutzes vordergr�ndig die

Arbeitsplatzsicherheit, die geringere Flexibili-

Stand 2005

%

%

%

AT BE DE ES FI FR GR IE IT LU NL PT UK US

Anteil der Langzeitarbeitslosen
an allen Arbeitslosen

AT BE DE ES FI FR GR IE IT LU NL PT UK US

Arbeitslosenquote
formal gering Qualifizierter 1)

AT BE DE ES FI FR GR IE IT LU NL PT UK US

Euro-Raum

Arbeitslosenquote Jugendlicher

Arbeitslosigkeit
ausgewählter Gruppen

Quellen: Eurostat, OECD und eigene Schät-
zungen. — 1 Personen mit höchstens mitt-
lerer Schulbildung, aber ohne Berufsausbil-
dung. Stand 2004.
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5 Der von der OECD berechnete synthetische Indikator
f�r die Strenge des gesetzlichen K�ndigungsschutzes
nimmt f�r die USA im Jahr 2003 den Wert 0,7 an. F�r
Großbritannien werden 1,1 angegeben. Die L�nder des
Euro-Gebiets liegen zwischen 1,3 (Irland) und 3,5 (Portu-
gal). In Finnland betr�gt der Wert 2,1, in �sterreich 2,2,
in den Niederlanden 2,3, in Italien 2,4, in Belgien und
Deutschland 2,5 und in Spanien 3,1.
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t�t birgt aber h�here Risiken beim Eintritt

oder bei der R�ckkehr in den Arbeitsmarkt.

Dies d�rfte erkl�ren, weshalb in den beiden

angels�chsischen L�ndern die spezifischen

Arbeitslosenquoten vor allem der �lteren,

aber auch der J�ngeren weniger stark von

der allgemeinen Arbeitslosenquote abwei-

chen als im Euro-Raum. Hingegen l�uft ein

eher strenger K�ndigungsschutz Gefahr,

Arbeitslosigkeit zu verfestigen.6)

In den vergangenen Jahren hat eine Reihe

von L�ndern des Euro-Gebiets, darunter auch

Deutschland, den arbeitsrechtlichen Schutz

bestehender oder neuer Besch�ftigungsver-

h�ltnisse reduziert. Die Reformen richteten

sich aber auf die Regulierung sogenannter

atypischer Besch�ftigungsformen wie die

Leiharbeit, die befristete Besch�ftigung oder

neue Formen der Selbst�ndigkeit. Sie f�rdern

zwar die Schaffung von Arbeitspl�tzen,

haben jedoch problematische Nebenwirkun-

gen. Prominentes Beispiel ist die weitgehende

Freigabe befristeter Vertr�ge bei Fortbestehen

der generellen K�ndigungsschutzregeln in

Spanien Mitte der achtziger Jahre. Trotz ge-

wisser Eind�mmungsversuche sind dort bis

heute ein Drittel aller Besch�ftigungsverh�lt-

nisse – und damit etwa doppelt so viele wie

im Mittel des Euro-Raums – befristet. Da der

K�ndigungsschutz der unbefristet Besch�ftig-

ten weiterhin sehr strikt ist, finden Anpassun-

gen vor allem im deregulierten Teilbereich

statt. Dort wechseln sich dann Phasen der Be-

sch�ftigung und der Arbeitslosigkeit ab. Da-

durch bleibt zwar die Langzeitarbeitslosigkeit

verh�ltnism�ßig niedrig, aber die Betroffenen

sind einem hohen Grad an Einkommensunsi-

cherheit ausgesetzt, und es kommt zu einer

Unterinvestition in berufs- und betriebsspezi-

fisches Humankapital.7)

Die wachsende Diskrepanz zwischen dem un-

ver�nderten Schutz der traditionellen, unbe-

fristeten Vollzeitbesch�ftigung und dem

%

AT BE DE ES FI FR GR IE IT LU NL PT UK

Euro-Raum
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Anteil der Arbeitnehmer
mit befristeten Verträgen

Quelle: Eurostat.
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6 Zu den bei strengen K�ndigungsschutzbestimmungen
verschlechterten Arbeitsmarktaussichten von Jugendli-
chen, Frauen, Migranten und Langzeitarbeitslosen siehe
z.B.: G. Bertola, F.D. Blau und L.M. Kahn (2002), Labor
Market Institutions and Demographic Employment Pat-
terns, NBER Working Paper Nr. 9043; oder OECD, Em-
ployment Outlook, Paris, 2004. Ferner weisen empirische
Untersuchungen darauf hin, dass in L�ndern mit einem
strikteren K�ndigungsschutz Arbeitnehmer ihre Position
am Arbeitsmarkt als unsicherer empfinden. Hier wirkt
vermutlich die Wahrnehmung des erschwerten Zugangs
bzw. der erschwerten R�ckkehr in gesch�tzte Stellen,
siehe: A.E. Clark und F. Postel-Vinay (2005), Job Security
and Job Protection, IZA-Discussion Paper No. 1489.
7 Einen �berblick �ber die Auswirkungen der isolierten
Deregulierung der Befristung von Besch�ftigungsverh�lt-
nissen in Spanien findet sich in: J. J. Dolado, C. Garc�a-
Serrano und J.F. Jimeno (2002), Drawing Lessons from
the Boom of Temporary Jobs in Spain, Economic Journal,
112, S. F270–F295.
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nachlassenden Schutz sowie der steigenden

Verbreitung anderer Besch�ftigungsformen

hat zu einer zunehmenden Segmentierung

der Arbeitsm�rkte beigetragen, die auch An-

lass f�r die gegenw�rtigen Konsultationen

der EU-Kommission zur Modernisierung des

Arbeitsrechtes war.8) In �sterreich hingegen,

wo die Aufl�sung eines Arbeitsvertrages bei

Einhaltung bestimmter Fristen ohnehin nicht

an spezifische Gr�nde gebunden war, wur-

den im Jahr 2003 die bis dahin �blichen obli-

gatorischen Abfindungen durch regelm�ßige

Zahlungen der Arbeitgeber an dem einzelnen

Arbeitnehmer zugeordnete Fonds ersetzt, die

bei einem eventuellen Arbeitsplatzverlust aus-

gezahlt werden k�nnen. Die angesparten Be-

tr�ge werden sp�testens beim Eintritt in den

Ruhestand f�llig. Die geringen Flexibilit�ts-

kosten d�rften auch ein Grund daf�r sein,

weshalb �sterreich bei vielen Kriterien nicht

viel schlechter abschneidet als Großbritannien

oder die USA.9) Auch das vergleichsweise

gute Abschneiden von L�ndern wie Finnland,

Irland und den Niederlanden ist in diesem Zu-

sammenhang zu sehen.

Sowohl die H�he und die (maximale) Dauer

der Arbeitslosenunterst�tzung als auch das

Niveau der sozialen Grundsicherung sind in

den USA und in Großbritannien weit niedri-

ger als in den meisten L�ndern des Euro-

Raums. In den USA wird eine soziale Grund-

sicherung nur befristet gew�hrt. Gleichzeitig

gibt es in beiden L�ndern Kombil�hne, das

heißt, Geringverdienern wird das Arbeitsent-

gelt durch Transfers aufgestockt und nicht

durch Abgaben gemindert. Die Frage, wie

hoch eine soziale Grundsicherung ausfallen

sollte und in welcher H�he sowie f�r welche

Dauer Lohnersatzleistungen bei Arbeitslosig-

keit gew�hrt werden sollten, f�hrt zu Erw�-

gungen unterschiedlicher Art. Dabei ist zu be-

achten, dass Lohnersatzleistungen und die

soziale Grundsicherung mit Anreizeffekten

verbunden sind: Auf individueller Ebene sinkt

vor allem bei einem Anspruch auf lange Be-

zugsdauern die Suchintensit�t der Erwerbslo-

sen.10) Gleichzeitig steigt der Anspruchslohn,

also das Entgelt, das ein neues Stellenange-

bot �berschreiten muss, um akzeptiert zu

werden. Je großz�giger diese Leistungen

sind, desto schwieriger ist es, solche unbeab-

sichtigten Nebenwirkungen in Grenzen zu

halten oder ihnen durch andere Maßnahmen,

wie etwa die Pflicht, an Weiterbildungs- oder

�ffentlichen Arbeitsmaßnahmen teilzuneh-

men, entgegenzuwirken. Vor diesem Hinter-

grund erstaunt es nicht, dass in den L�ndern

des Euro-Raums mit vergleichsweise hohen

sozialen Leistungsstandards der Tendenz nach

8 Kommission der Europ�ischen Gemeinschaften, Ein
moderneres Arbeitsrecht f�r die Herausforderungen des
21. Jahrhunderts, Gr�nbuch, Br�ssel 2006.
9 Zum �sterreichischen „R�tsel“ siehe auch: A. Stigl-
bauer, Die (neue) OECD Jobs Study: eine Einf�hrung und
Bewertung, in: Geldpolitik und Wirtschaft Q3/06,
S. 66–84.
10 Der die Arbeitslosigkeit steigernde Effekt von Transfer-
leistungen wird in einer Vielzahl von Studien nachgewie-
sen, z.B.: A. Bassanini und R. Duval (2006), Employment
Patterns in OECD Countries: Re-assessing the Role of
Policies and Institutions, OECD Economics Department
Working Paper No. 486; oder in: S. Nickell, L. Nunziata
und W. Ochel (2005), Unemployment in the OECD Since
the 1960s: What Do we Know?, Economic Journal,
115 (500), S. 1–27. Allerdings kann die verl�ngerte
Dauer von Arbeitslosigkeitsphasen die Nebenwirkung
haben, dass nachfolgende Besch�ftigungsverh�ltnisse
l�nger halten und h�here Einkommen erbringen, da die
Leistungsbezieher mehr Zeit haben, ein passendes
Arbeitsverh�ltnis zu finden. Siehe dazu: R.G. Ehrenberg
und R.L. Oaxaca (1976), Unemployment Insurance,
Duration Unemployment, and Subsequent Wage Gain,
American Economic Review, Bd. 66, S. 754–766; sowie
aktuell K. Tatsiramos, Unemployment Insurance in
Europe: Unemployment Duration and Subsequent
Employment Stability, IZA Discussion Paper Nr. 2280,
August 2006.
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Ausgew�hlte Arbeitsmarktreformen in L�ndern des Euro-Raums seit Mitte der
neunziger Jahre

Land Jahr Reform

Belgien 1994 Erleichterung befristeter Vertr�ge und bei Leiharbeit

1999/2003 Reduzierung der Wochenarbeitszeit bei Flexibilisierung der Arbeitszeitregelungen

Deutschland 2003 bis 2005 Hartz-Gesetze I– IV: Neuregelung der aktiven Arbeitsmarktpolitik, F�rderung gering-
f�giger Besch�ftigung, Liberalisierung von Teilzeit und Leiharbeit, Neuorganisation
der Arbeitsverwaltung, Neuordnung der Grundsicherung, Versch�rfung der Zumut-
barkeitskriterien

2006 Verk�rzung des Anspruchs aus Arbeitslosenversicherung

Finnland 1995/2001 Reform der Arbeitslosenversicherung: geringere Ersatzquote, strengere Zumutbar-
keitskriterien, l�ngere Anwartschaftszeiten, Einf�hrung einer Wartezeit

Frankreich 1998 bis 2002 Reduzierung der Wochenarbeitszeit, gleichzeitig Liberalisierung der Regelungen zu
Arbeitszeitkonten und Teilzeit

2000 Reform der Arbeitslosenversicherung: faktische Anhebung der Lohnersatzquote bei
l�ngerer Arbeitslosigkeit, strengere Zumutbarkeitskriterien, Kombilohn

Irland 2000 Mindestlohn eingef�hrt

Italien 1997 Neuordnung der Arbeitsverwaltung, verst�rkte Regulierung von Leiharbeit, Teilzeit
und Befristung

2001 Einf�hrung beziehungsweise Erh�hung der Anspr�che aus Arbeitslosenversicherung

2003 R�cknahme der Regulierung von 1997

Niederlande 1995 Arbeitszeitgesetz zur F�rderung der Teilzeitbesch�ftigung

1999 Reduktion des K�ndigungsschutzes, Deregulierung befristeter Besch�ftigung und
Leiharbeit, Zugang zur Arbeitslosenversicherung versch�rft, Zumutbarkeitskriterien
strenger, Einf�hrung eines Marktes f�r Vermittlung und Maßnahmenprogramme

�sterreich 2003 Mitnahme von Abfindungsanspr�chen zu neuem Arbeitgeber, Erleichterung befris-
teter Vertr�ge, liberalisierte Arbeitszeitregelungen

2004/2005 Strengere Zumutbarkeitskriterien in der Arbeitslosenversicherung, l�ngere Anwart-
schaftszeiten, Wartezeiten eingef�hrt, Kombilohn

Portugal Seit 1992 Graduelle Liberalisierung von Arbeitszeitregelungen, Befristung von Arbeitsvertr�gen,
Teilzeit, M�glichkeiten zur Fr�hverrentung

Spanien 1994/1997/2001 Begrenzung der Vergabe befristeter Arbeitsvertr�ge, Reduzierung der Entlassungs-
kosten und der Sozialversicherungsbeitr�ge f�r unbefristete Stellen, Leiharbeit mit
Tarifentgelten der entsandten Branche

2001 Legalisierung illegaler Immigranten und Integrationsmaßnahmen

2002 Strengere Zumutbarkeitskriterien f�r Arbeitslose

Deutsche Bundesbank
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die Arbeitslosigkeit h�her und die Erwerbsbe-

teiligung niedriger ist als in den angels�chsi-

schen Vergleichsl�ndern.

In den L�ndern des Euro-Raums richteten sich

die Reformbestrebungen der letzten Jahre da-

rauf, die Gew�hrleistung eines hohen Maßes

an sozialer Sicherheit mit den Anforderungen

des Arbeitsmarktes in Einklang zu bringen.

Deshalb wurde beispielsweise in Deutschland

auf der zweiten Stufe der sozialen Absiche-

rung gegen Arbeitslosigkeit die bisherige, am

fr�heren Erwerbseinkommen orientierte Leis-

tung durch pauschalierte Zahlungen er-

setzt.11) Das neue Arbeitslosengeld II kann als

eine Art Kombilohn verstanden werden, wo-

bei die Entzugsrate deutlich h�her ausf�llt als

im amerikanischen oder britischen Modell.

Eine abgeflachte Entzugsrate w�rde aber

zwingend eine Reduzierung der H�he der

Grundsicherung voraussetzen, wenn die fis-

kalischen Belastungen begrenzt bleiben sol-

len. Wenn aus �bergeordneten Gesichts-

punkten – anders als beispielsweise in den

USA – eine vergleichsweise hohe, unbefris-

tete Grundsicherung gew�hrt werden soll,

dann ergibt sich die Notwendigkeit, durch

aktivierende Maßnahmen deren unerw�nsch-

ten Anreizwirkungen entgegenzutreten.12)

W�hrend im angels�chsischen Raum sowohl

die soziale Absicherung als auch der K�n-

digungsschutz im internationalen Vergleich

eher niedrig ausfallen, findet man in Konti-

nentaleuropa Kombinationen von vergleichs-

weise hohen Lohnersatzleistungen bei redu-

ziertem Schutz bestehender Arbeitsverh�lt-

nisse (vor allem in Nordeuropa), von einem

sehr strikten Besch�ftigungsschutz und einer

schwachen sozialen Absicherung (vor allem

in S�deuropa) sowie von einem mittleren Ni-

veau des K�ndigungsschutzes und der Lohn-

ersatzleistungen (vor allem in West- und Mit-

teleuropa). Das nordeurop�ische Modell hat

in den letzten Jahren unter dem Begriff „Fle-

xicurity“ zunehmend an Popularit�t gewon-

nen. Der besondere Charme dieses Ansatzes

liegt darin, dass einerseits dem Arbeitsmarkt

gr�ßere Flexibilit�t einger�umt und anderer-

seits der individuelle Arbeitnehmer durch

�ffentliche Transfers gegen gravierende Ein-
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11 Allerdings gibt es in den ersten beiden Jahren des
ALG II-Bezugs noch einen Zuschlag, der sich am fr�heren
Erwerbseinkommen orientiert.
12 Siehe dazu beispielsweise: Sachverst�ndigenrat zur
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung,
Arbeitslosengeld II reformieren: Ein zielgerichtetes Kom-
bilohnmodell, Wiesbaden, 2006; und H. Bonin und
H. Schneider, Workfare: Eine wirksame Alternative zum
Kombilohn, Wirtschaftsdienst 10/2006, S. 645–650.
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kommensverluste abgesichert wird. Ein sol-

ches System setzt allerdings voraus, dass sich

die Leistungsempf�nger mit allen Kr�ften da-

rum bem�hen, wieder eine bezahlte Arbeit

zu finden und die entsprechenden Leistungen

auch wirklich nur in Notlagen in Anspruch ge-

nommen werden. Dies wird vor allem dann

der Fall sein, wenn eine missbr�uchliche Inan-

spruchnahme �ffentlicher Leistungen als un-

fair angesehen wird. Umfragen zufolge ist

dies in nordeurop�ischen L�ndern in hohem

Maß der Fall, in den meisten west- und zen-

traleurop�ischen L�ndern aber nur einge-

schr�nkt und in s�deurop�ischen L�ndern

eher in noch geringerem Maß. Damit fehlt in

diesen L�ndern eine wichtige Voraussetzung

f�r die Implementierung des „Flexicurity“-

Modells.13) Aber selbst in den nordeurop�i-

schen L�ndern m�ssen im Rahmen der akti-

ven Arbeitsmarktpolitik erhebliche Mittel auf-

gewandt werden, um die Erwerbslosen wie-

der zur�ck in bezahlte Arbeit zu bringen.

Eine weitere Gemeinsamkeit der USA und

Großbritanniens ist die Existenz eines allge-

meinen, staatlich abgesicherten Mindest-

lohns. In den kontinentaleurop�ischen L�n-

dern legen hingegen vielfach die Tarifver-

tragsparteien faktisch branchenspezifische

Mindestl�hne fest. Daneben gibt es zum Teil

auch meist recht hohe gesetzliche Mindest-

l�hne. W�hrend der von der Bundesregierung

festgelegte Mindestlohn in den USA lediglich

5,15 US-$ (etwa 4 3) pro Stunde betr�gt (ei-

nige Bundesstaaten setzen allerdings h�here

Mindestl�hne an), sind es in Großbritannien

immerhin 5,35 £ (etwa 8 3) (dort gibt es Aus-

nahmen f�r Berufsanf�nger und R�ckkehrer

in den Arbeitsmarkt). Berechnungen der

OECD zufolge belief sich der regul�re Min-

destlohn in den USA im Jahr 2003 auf rund

ein Drittel und in Großbritannien auf 45%

des Medianlohnsatzes.14) In L�ndern des

Euro-Gebiets mit obligatorischem Mindest-

lohn lag dieser meist h�her (beispielsweise in

Frankreich bei rd. 60% des Medianlohns, in

Belgien, Griechenland und den Niederlanden

bei rd. 50%; Ausnahmen sind Irland mit

knapp 40% und Spanien mit knapp 30%

des Medianlohns). Zudem treffen die Min-

destl�hne in Kontinentaleuropa mit dem hier

�blichen restriktiveren K�ndigungsschutz zu-

sammen, der die potenziell nachteiligen Wir-

kungen von Mindestl�hnen verst�rkt: Bei

einem zu hoch angesetzten Mindestlohn fin-

den solche Personen keine Besch�ftigung,

deren Produktivit�t zu gering ist, um die

Arbeitskosten zu decken. Kommt ein restrikti-

ver K�ndigungsschutz hinzu, verschlechtern

sich die Besch�ftigungschancen f�r all jene

Personen, von denen erwartet wird, dass sie

eine bestimmte Arbeitsleistung nicht erbrin-

gen k�nnen. In Deutschland belief sich der

Medianlohn nach Berechnungen des DIW im

Jahr 2003 auf 13,60 3/Stunde.15) Ein Mindest-

lohn von 7,50 3/Stunde, wie er h�ufig gefor-

dert wird, w�rde rund 55% des Medianlohns

13 Y. Algan und P. Cahuc, Civic Attitudes and the Design
of Labour Market Institutions: Which Countries can Im-
plement the Danish Flexicurity Model?, IZA Discussion Pa-
per Nr. 1928, Januar 2006.
14 Neuere Daten liegen von Seiten der OECD nicht vor.
Der Median gibt den Lohnsatz in der Mitte der Verteilung
der individuellen Lohns�tze an. Genau die H�lfte der Be-
sch�ftigten erh�lt niedrigere L�hne, die andere H�lfte h�-
here L�hne. Bei einem Medianlohn von 11,12 £ im Jahr
2006 (siehe National Statistics, 2006 Annual Survey of
Hours and Earnings, First Release, 26. Oktober 2006) be-
lief sich der Mindestlohn in Großbritannien zuletzt auf
48% dieser Referenzgr�ße.
15 J. G�bel, P. Krause und J. Schupp, Mehr Armut durch
steigende Arbeitslosigkeit, DIW Wochenbericht Nr. 10/
2005.
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ausmachen und l�ge damit im Vergleich zu

den in Deutschland ansonsten �blichen Lohn-

s�tzen deutlich h�her als in den USA und in

Großbritannien sowie in den meisten euro-

p�ischen L�ndern.16)

Die Ausgaben f�r aktive Arbeitsmarktpolitik

– das heißt f�r �ffentliche Maßnahmen zur

Aktivierung und Eingliederung von Erwerbs-

losen, wie beispielsweise Weiterbildungsmaß-

nahmen, Trainingskurse oder �ffentliche Ar-

beitsbeschaffung – sind in den beiden angel-

s�chsischen L�ndern eher moderat. Großbri-

tannien und die USA wenden nach Berech-

nungen der OECD weniger als 0,2% des BIP

f�r solche Maßnahmen auf.17) In einer gan-

zen Reihe von L�ndern des Euro-Gebiets sind

es seit einigen Jahren hingegen zwischen
3�4 % und 11�4 % (Belgien, Finnland, Frank-

reich, Deutschland und den Niederlanden).18)

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage,

wie sinnvoll dieser Einsatz �ffentlicher Mittel

ist. Eine neuere Studie im Auftrag der EU-

Kommission hat 137 Analysen zur Wirksam-

keit der aktiven Arbeitsmarktpolitik ausge-

wertet.19) Danach vermindert die Teilnahme

an Besch�ftigungsprogrammen die Wahr-

scheinlichkeit einer erfolgreichen Eingliede-

rung in den ersten Arbeitsmarkt. Bei traditio-

nellen Fortbildungs- und Qualifizierungsmaß-

nahmen wurden nur geringe positive Effekte

gefunden. Besser schnitten die Hilfe bei der

Arbeitsplatzsuche, Sanktionen bei unzurei-

chenden Eigenanstrengungen sowie die ver-

gleichsweise teuren Lohnkostenzusch�sse ab.

Diese Maßnahmen dienen zu einem erheb-

lichen Teil dazu, die von einem restriktiven

K�ndigungsschutz und hohen Lohnersatzleis-

tungen ausgel�sten nachteiligen Nebenwir-

kungen auszugleichen.

Zusammenfassung

Der wirtschaftliche Aufschwung in Deutsch-

land hat nun auch den Arbeitsmarkt erfasst,

und mit der fortschreitenden zyklischen Erho-

lung d�rfte sich auch die Arbeitsmarktlage in

Deutschland – anders als in den Jahren zuvor –

relativ zu den Partnerl�ndern verbessern. Da-

bei kommt Deutschland zugute, dass die jah-

relange Lohnzur�ckhaltung die Arbeitskosten

relativ zum �brigen Euro-Raum deutlich ver-

ringert hat. Auch konnten durch die Refor-

men der letzten Jahre – etwa durch die Frei-

gabe der Leiharbeit – die Anpassungskosten

auf dem Arbeitsmarkt zumindest in Teilberei-

chen reduziert werden. Außerdem wurde der

Anspruchslohn durch K�rzungen der Trans-

ferleistungen an Langzeitarbeitslose herunter-

genommen, es wurden ineffiziente Arbeits-

beschaffungsmaßnahmen zur�ckgef�hrt und

die Anreize f�r eine aktive Erwerbsbeteiligung

�lterer Personen gest�rkt. Dies alles sollte

dazu beitragen, die Arbeitsmarktprobleme in

Deutschland zu mildern. Trotzdem ist nicht zu

erwarten, dass ohne weitere Reformschritte

16 Zudem deutet die h�here Arbeitslosigkeit in Deutsch-
land darauf hin, dass die L�hne trotz jahrelanger M�ßi-
gung bei den Steigerungsraten generell immer noch zu
hoch liegen.
17 OECD Besch�ftigungsausblick 2006: Mehr Arbeits-
pl�tze, h�here Einkommen, Paris, 2006, Anhang-Tabelle
H, Aktive Maßnahmen.
18 Irland, Italien, �sterreich und Portugal wenden rd.
1�2 % des BIP f�r aktive Arbeitsmarktpolitik auf, in Spanien
ist es etwas mehr.
19 J. Kluve et al. (2005), Study on the Effectiveness of
ALMPs, Research Project for the European Commission,
DG Employment, Social Affairs and Equal Opportunities,
Final Report, RWI, Essen.
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�hnlich geringe Arbeitslosenzahlen erreicht

werden k�nnen wie im angels�chsischen

Raum oder in einigen kontinentaleurop�i-

schen Partnerl�ndern. Bei der �bertragung

erfolgreicher Reformen aus dem Ausland auf

Deutschland kann es jedoch nicht darum ge-

hen, einzelne Elemente aus einem im Ausland

insgesamt erfolgreichen Modell isoliert zu

�bernehmen, ohne deren gegenseitige Be-

dingtheit zu ber�cksichtigen. Dies gilt sowohl

f�r Mindest- als auch f�r Kombil�hne.




